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Finanzpolitik

Mehrwertsteuer 
in Theorie und Praxis

UwejHarms, Hamburg

Am 1.1.1968 trat das Mehrwertsteuersystem an die Stelle der Brutto-Allphasenumsatzsteuer. Diese Umstellung 
war die tiefgreifendste Veränderung im deutschen Steuersystem in der Nachkriegszeit. Am 1.7.1968 wurde der 
Steuersatz von 10°/o bzw. 5°/o auf 11 %  bzw. 5,5 °/o iangehoben. Durch diese Erhöhung werden die bisherigen 
Auswirkungen der Umstellung fortgesetzt und verstärkt. Inzwischen liegen die ersten statistischen Daten über die 
Auswirkungen der neuen Steuer vor.

S chon lange vor Einführung des M ehrwertsteuer- 
systems wurden Aussagen über seine Auswirkun­

gen auf Preisstruktur und Preisniveau gemadit. Die 
Variationsbreite erstredete sidi dabei von der Formu­
lierung, es sei mit geringfügigen Änderungen der 
Preisstruktur und einem kurzfristig konstanten, lang­
fristig sogar sinkenden Preisniveau zu redinen, bis 
zur Erwartung beträditlid ier Versdiiebungen der Preis­
relationen und eines m erklidien Anstiegs des Preis­
niveaus. Dazwisdien lag die Auffassung, daß sidi 
die relativen Preise zwar spürbar verändern, die 
Versdiiebungen sidi jedodi innerhalb des Preisniveaus 
weitgehend kompensieren würden. Inzwisdien liegen 
erste statistisdie Angaben vor, anhand derer die 
tatsädilidien W irkungen abgelesen w erden können. 
Aus dem Vergleidi dieser Ergebnisse mit den theore­
tisdi abgeleiteten Erwartungen können Sdilüsse auf 
die tatsädilidi wirksamen Faktoren und auf ihre 
Wirkungen in der Zukunft gezogen werden.

PREISREIEVAN TE A U SG ESTA LTU N G SU N TERSCH IED E

Die Bruttoumsatzsteuer w ar eine allgemeine Preis­
steuer. Sie w urde auf jeder Produktions- und Han­
delsstufe auf den Umsatz — einsdiließlidi der als 
Kostenbestandteil einkalkulierten Steuern — erhoben. 
Die Folge dieser Ausgestaltung war, daß die Belastung 
der einzelnen W aren und Leistungen davon abhing, 
wie viele und w eldie Stufen sie durdiliefen und 
weldien Anteil die einzelnen Stufen am Gesamtwert 
hatten. Sowohl für versdiieden- als audi für gleidi- 
artige Güter und Dienste ergaben sidi somit unter- 
sdiiedlidie Belastungen.

Die M ehrw ertsteuer ist dagegen eine W ertsdiöpfungs- 
steuer. Sie w ird zwar in der Form erhoben, daß der 
Steuersatz ebenfalls auf jeder Produktions- und H an­
delsstufe auf den Bruttoumsatz angewandt wird, dodi 
wird von diesem Steuerbetrag jeweils der offen ausge­
wiesene Steuerbetrag der vorgelagerten Stufe als 
V orsteuer abgezogen. Aus diesem Grunde ist die re­
lative Belastung gleidiartiger W aren und Leistungen 
auf jeder Stufe gleidi, und zwar unabhängig von Art 
und Anzahl der durdilaufenen Stufen sowie vom An­
teil der einzelnen Stufen an der W ertsdiöpfung. Das­
selbe gilt für die Belastung ungleidiartiger W aren 
und Leistungen (mit Ausnahm e der mit dem ermäßig­
ten Steuersatz belegten oder steuerbefreiten W aren 
und Leistungen).

V ERTIKA LE PREISSTRUKTUR . . .

W enn die einzelnen Unternehmergewinne von der 
Einführung der M ehrw ertsteuer unberührt bleiben sol­
len — und das ist die A bsidit des Gesetzgebers, nadi 
dessen A nsidit allein der Konsument die M ehrwert­
steuer als allgem eine V erbraudisteuer tragen soll —, 
muß sidi der Übergang von der systembedingten 
Belastungsdifferenzierung zur ebenfalls systembe­
dingten Belastungsgleidiheit in Veränderungen der 
vertikalen und horizontalen Preisstruktur nieder- 
sdilagen.

U nter vertikaler Preisstruktur ist die Abfolge der 
Preise, die einem Gut oder einer Leistung auf den 
versdiiedenen Stufen des W arenweges beigemessen 
werden, zu verstehen. W enn die M ehrwertsteuer als 
Preisbestandteil audi auf den Niditkonsumentenstu-
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fen aufgefaßt wird, ergibt sidi eine Strukturversdiie- 
bung. *) Sie tritt audi dann ein, wenn die Steuer nur 
auf der Konsumentenstufe als Preisbestandteil ange­
sehen wird, wie es im S teuerredit der Fall ist.

Im ersten Fall erfolgt die Versdiiebung logisdi in 
zwei Sdiritten:
□  Zunädist w erden die Preise auf den einzelnen Stu­
fen von der alten Umsatzsteuerkomponente bereinigt. 
Da diese wegen untersdiiedlidier Steuersätze und 
wegen der mit zunehmender Stufenzahl wadisenden 
Bemessungsgrundlage n id it auf allen Stufen gleidi 
war, ergibt sidi eine Änderung der Preisrelationen. 
Die Preise der ersten Stufen werden weniger ent­
lastet als die der letzten.
□  Sodann werden diese Preise jeweils auf jeder Stufe 
um 10 “/o bzw. 5Vo der W ertsdiöpfung dieser Stufe 
erhöht. Da die ersten Stufen in der Regel einen 
höheren Anteil an der gesamten W ertsdiöpfung auf­
weisen dürften als die letzten, werden die Preise der 
ersten Stufen stärker steigen.

Die strukturverändernde W irkung des ersten Sdirit- 
tes wird damit im zweiten Sdiritt nodi verstärkt. In 
der Realität dürften allerdings beide Sdiritte zeitlidi 
zusammenfallen. Im zweiten Fall (die Steuer w ird nur 
auf der Konsumentenstufe als Preisbestandteil an­
gesehen) besdiränkt sidi die strukturversdiiebende 
W irkung auf die des ersten Sdirittes. In beiden Fäl­
len erfolgt eine Versdiiebung der vertikalen Preis­
struktur vor allem zu Lasten der Grundstoffpreise 
und zugunsten der Groß- und Zwisdienhandelspreise. 
W ährend sidi aber im zweiten Fall die Preise jeweils 
unter dem Stand einstellen, der bei Gültigkeit der 
Bruttoumsatzsteuer herrsdite, dürften sie im ersten 
Fall zumindest teilweise darüber liegen.

. .  . UN D PREISN IVEA U

V ersteht man unter dem Begriff Preisniveau einen 
gewogenen D urdisdinitt a l l e r  Preise innerhalb der 
W irtsdiaft, so ist es im Hinblidc auf dessen V erän­
derung von Bedeutung, ob die M ehrwertsteuer audi 
auf den Niditkonsum entenstufen als Preisbestandteil 
angesehen wird. Es w ird argumentiert, daß die Steuer 
im Unternehm ensbereidi praktisdi nur den Charakter 
eines durchlaufenden Postens hat. Denn der vom 
Lieferanten ausgewiesene Steuerbetrag sei jeweils als 
V orsteuer von der M ehrw ertsteuersdiuld absetzbar. )̂ 
Dem läßt sich aber kritisch entgegenhalten, daß letzt­
lich nur der M arkt entscheidet, was ein durchlaufen­
der Posten ist. W enn die M arktsituation die über-

1) Vgl. z .B . w. M ü l l e r  und F.  M a r b a c h ,  U m satzsteuerre- 
form, W iesbaden 1963, S. 45 f(, und E. H e l m s t ä d t e r ,  W ie 
d ie M ehrw ertsteuer w irkt, in .D er V olkswirt", 21. Jg ., N r. 45, 
S. 2484.
2) Vgl. z. B. G. R a u  und E. D ü r r w ä c h t e r ,  Die M ehrw ert­
s teuer, 6. Aufl., Köln 1964, S. 81.
3) Die K onsum entenstufe sei bei d ieser B etraditung ausgeklam m ert. 
Das N ebeneinander der Preise auf d ieser Stufe w ird  später als 
horizontale P reisstruk tu r betrad ite t.
4) Vgl. G. R a u und E. D ü r r w  ä c h t e r , a. a. O., S. 82.

Wälzung der Steuerlast nicht erlaubt, wird die M ehr­
w ertsteuer zum echten Kosten- und damit Preisbe­
standteil.

In der Realität dürfte beides anzutreffen sein. W äh­
rend die in starkem  Maße rational organisierten Groß­
unternehm en die M ehrw ertsteuer tatsächlich als durch­
laufenden Posten ansehen und sich entsprechend ver­
halten können, erscheint es nicht abwegig, daß die 
Unternehmer der Klein- und M ittelbetriebe, bei de­
nen psychologische und irrationale Komponenten noch 
eine weit größere Rolle spielen, die M ehrwertsteuer 
zum großen Teil als Preisbestandteil betrachten.

Festzuhalten ist somit folgendes: Schließt man sich 
der Ansicht des Gesetzgebers an und betrachtet die 
M ehrw ertsteuer auf den Nichtkonsumentenstufen nicht 
als Preisbestandteil, und wird andererseits das all­
gemeine Preisniveau als ein gewogener Durchschnitt 
aller Preise in der W irtschaft angesehen, so ver­
schiebt sich die vertikale Preisstruktur. Die Entwick­
lung der Preise auf den Nichtkonsumentenstufen wirkt 
in Richtung auf eine Senkung des Preisniveaus.

W ird dagegen die M ehrw ertsteuer auch auf den Nicht­
konsum entenstufen als Preisbestandteil angesehen, so 
verschiebt sich die vertikale Preisstruktur noch stär­
ker. Die aufgrund meist hoher W ertschöpfungsquoten 
stark  gestiegene Belastung der ersten Stufen dürfte 
die Entlastung der letzten Nichtkonsumentenstufen, 
die meist geringe W ertschöpfungsquoten aufweisen, 
überkompensieren. Das Preisniveau erhöht sich damit 
tendenziell.

H O RIZ O N TA LE PREISSTRUKTUR UN D PREISN IVEA U

Bei den W irkungen der M ehrw ertsteuer auf die hori­
zontale Preisstruktur (d. h. auf das Nebeneinander 
der Preise auf der Stufe des Endverbrauchs) ist w ie­
derum eine Strukturverschiebung in zwei Schritten 
zu beobachten, die logisch aufeinander folgen, zeitlich 
aber zusammenfallen;
□  Zunächst können die Preise der einzelnen Güter 
und Leistungen um die alte Bruttoum satzsteuerbe­
lastung gesenkt werden, und zwar in  unterschied­
lichem Ausmaß. Besonders stark  is t die Entlastung 
bei den Gütern, die relativ  viele Stufen durchlaufen 
und bei denen überdies die ersten Stufen noch einen 
hohen Anteil am Gesamtwert haben. W eniger stark 
ist die Entlastung dagegen bei den Gütern und Lei­
stungen, die nur wenige Stufen durchlaufen und/oder 
bei denen der A nteil der ersten Stufen an der W ert­
schöpfung relativ  niedrig ist.
□  Dann w erden alle Güter und Leistungen gleich­
mäßig, d. h. proportional zu ihrem W ert, mit der 
neuen Steuer belastet, so daß in ihren  Preisen 9,09 “/o 
bzw. 4,76 "/o M ehrw ertsteuer enthalten ist. W enn die 
Gewinne der Unternehmer jeweils unberührt bleiben 
sollen, müssen die Preise der Güter und Leistungen, 
die bisher mit weniger als 9,09 Vo bzw. 4,76 Vo be­
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lastet waren, erhöht, die Preise der höher belasteten 
Güter und Leistungen gesenkt werden. Mit dem 
Hinweis darauf, daß der M ehrwertsteuersatz in seiner 
Höhe so festgelegt worden sei, daß ungefähr das 
gleiche Aufkommen wie bei der alten Bruttoumsatz­
steuer erzielt wird, w urde abgeleitet, daß diese V er­
schiebungen der Preisstruktur sich zu einem kon­
stanten Preisniveau kompensieren.

V O RAU SSETZU N G EN  FÜR DAS E IN TRETEN  DER W IR KU N G EN

Abgesehen davon, daß sich diese Argum entation nur 
auf das Konsumpreisniveau, also auf ein Preisniveau 
im engeren Sinne bezieht, hängt ihre Schlüssigkeit 
wesentlich von den Nachfrageelastizitäten der ein­
zelnen Güter und Dienste in bezug auf den Preis ab. 
Diese dürften aber — schon aufgrund der sdiwierigen 
empirischen Ermittlung bei der Errechnung des für 
eine Aufkommensgleichheit notwendigen Steuersatzes 
— kaum hinreichende Berücksichtigung gefunden 
haben. Davon abgesehen, gilt die Ableitung nur 
unter bestimmten Voraussetzungen.
□  Die kum ulierte Bruttoum satzsteuerbelastung muß 
bekannt sein, da sie sonst nicht aus den alten Prei­
sen eliminiert werden kann. Diese Voraussetzung 
dürfte nur bei wenigen Gütern und Leistungen, z. B. 
bei Dienstleistungen ohne große Vorleistungen, ge­
geben sein. Im Einzelfall müssen vorwiegend Durch­
schnitts- und A nnäherungswerte an Stelle genauer 
Belastungssätze Anwendung finden, die unter v er­
sdiiedenen Prämissen erm ittelt wurden.
□  überdies muß die Um strukturierung der Preise in 
einer Phase normalen bzw. gem äßigten Konjunktur­
verlaufs erfolgen. In einer konjunkturellen Auf­
schwungphase w ürden die möglichen Preissenkungen 
nicht oder nur in abgesdiwächtem Maße vorgenom­
men, während die Preiserhöhungen über das durdi 
die Steuerbelastung zu reditfertigende Ausmaß hin­
ausgehen könnten. In einer depressiven Konjunktur­
phase ist dagegen zu erwarten, daß die steuerbeding­
ten Preiserhöhungen unterbleiben oder nur in gerin­
gem Umfang durchgesetzt werden können.

5) Vgl. z. B. die W erte  des Ifo-Instituts in ; Problem e einer Netto- 
Ümsatzsteuer, Gutachten des W issensd iaftlid ien  Beirats beim  Bun- 
desministerium der Finanzen, Schriftenreihe des Bundesm inisteri­
ums der Finanzen, H eft 2, Bonn, o. J ., S. 76; und d ie nicht v e r­
öffentlichten U ntersuchungen des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie über die U m satzsteuervorbelastung industrie lle r Erzeug­
nisse aus dem Jah re  1965 sowie die neueste  U ntersudiung aus dem 
IfD-Institut; J.-P . P e t e r s e n  und G.  S p a n a k a k i s ,  Die 
kumulierte U m satzsteuerbelastung in der B undesrepublik  Deutsch­
land, München 1967.

In engem Zusammenhang damit steht die V orausset­
zung, daß die W ettbewerbssituation auf den ver­
schiedenen M ärkten die W eitergabe der Umsatzsteuer- 
Mehr- oder -M inderbelastung im Preis erzwingt.

W EITERE PREISRELEVAN TE FAKTO REN

Selbst wenn diese drei wesentlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind, verbleiben aufgrund der Übergangsrege­
lungen und der A usgestaltung der M ehrwertsteuer 
Faktoren, die eine vollständige Kompensierung der 
Preisbewegungen verhindern können. Die Regelung, 
die vor dem 1. 1. 1968 vorgenommenen Investitionen 
beim Systemwechsel nicht von der alten Bruttoum­
satzsteuerbelastung zu entlasten, bewirkt, daß die alte 
Umsatzsteuer über die Abschreibungen „legitim" in 
den neuen Preisen enthalten bleibt. Das gleiche gilt, 
wenn auch in geringerem Ausmaß, für die Regelung, 
die am 1. 1. 1968 vorhandenen V orräte nur unvoll­
ständig und unterschiedlich von der Bruttoumsatz­
steuer zu entlasten. Die ab 1. 1.1968 mit jährlich 
sinkendem Steuersatz bis 1972 auf Neuinvestitionen 
erhobene Selbstverbraudisteuer — meist „Investitions­
steuer" genannt ■— könnte als teilweise Versagung 
des Vorsteuerabzuges angesehen werden. In diesem 
Falle bleiben nicht nur „alte“ Umsatzsteueranteile 
Bestandteil der neuen Preise, sondern auch „neue" 
Umsatzsteueranteile werden Kalkulationselement und 
damit preisbeeinflussend.

Aus dem Übergang von der Ist- zur Soll-Besteuerung 
kann weiterhin besonders in Branchen, die häufig 
Kreditverkäufe tätigen, ein Anstieg der Finanzierungs­
kosten resultieren. Das gilt dann, wenn der M ehr­
w ertsteuerbetrag, den der Unternehmer sofort bei 
Redinungsstellung abführen — also vorfinanzieren — 
muß, insgesamt größer ist als der V orsteuerbetrag 
für gekaufte Materialien, den er sofort bei Erhalt 
davon absetzen kann. In der Regel dürften diese 
Finanzierungsnachteile jedoch durch die Liquiditäts­
vorteile kompensiert werden, die sich daraus erge­
ben, daß die Lagerhaltung im Gegensatz zu früher 
praktisch um satzsteuerfrei ist.

Die unterschiedlichen Erwartungen hinsichtlich der 
M ehrwertsteuerw irkungen auf Preisstruktur und Preis­
niveau gehen somit auf unterschiedliche Auffassun­
gen über das Preisniveau und die Rolle der M ehr­
w ertsteuer auf den Nichtkonsumentenstufen zurück
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sowie auf eine untersdiiedliche Berücksichtigung 
oder Bewertung der aufgezeigten Voraussetzungen 
für das Eintreten der theoretischen W irkungen und 
der außerdem genannten preisrelevanten Faktoren. 
Interpretiert man z. B. das Preisniveau umfassend als 
gewogenen Durchschnitt aller Preise — gleich wel­
cher Stufe — und die M ehrwertsteuer als Preisbe­
standteil auch auf den Niditkonsumentenstufen, so 
gelangt man zu beträchtlichen Verschiebungen der 
Preisrelationen und zu einem merklichen Anstieg des 
Preisniveaus. Ist man dagegen der Auffassung, allein 
das Konsumpreisniveau sei letztlich im Hinblick auf 
die Preisentwicklung relevant und die Voraussetzun­
gen für eine Kompensation der Preisänderungen seien 
gegeben, so ist die Erwartung geringfügiger Preis­
strukturänderungen bei konstantem, langfristig auf­
grund der wegfallenden W ettbewerbsverzerrungen so­
gar tendenziell sinkendem Preisniveau naheliegend.

TA TSÄ C H LIC H E W IR KU N G EN  . . .

Bei einem Vergleich der verschiedenen theoretisch ab­
geleiteten Erwartungen mit der Realität, können die 
Erwartungen, die unter Berücksichtigung des Preis­
niveaus in umfassendster Interpretation formuliert 
wurden, nicht anhand des verfügbaren statistischen 
M aterials geprüft werden. Denn ein solches Preis­
niveau w ird nicht berechnet. Der sog. Preisindex des 
Sozialprodukts ist kein auf dem normalen preissta­
tistischen W ege gewonnener Index. Für die vor­
liegende Fragestellung ist er nicht aussagefähig. Der 
Versuch, die Aussagen über die Veränderungen der 
vertikalen Preisstruktur am Verlauf der Erzeuger- 
preisindices industrieller Produkte und der Indices 
der Großhandelsverkaufs- und Einzelhandelspreise zu 
überprüfen, führt mit Einschränkungen zu einer Be­
stätigung dieser Aussagen. Genaue Aussagen über 
die Auswirkung dieser vertikalen Strukturverschie­
bungen auf das Preisniveau können jedoch w ahr­
scheinlich selbst dann, wenn ein Index für das Preis­
niveau im umfassendsten Sinne berechnet werden 
würde, nicht abgeleitet werden, da die Gewichtung 
der Preise in verschiedenen Indices unterschiedlich 
wäre.

. . .  AU F STRUKTUR UND N IVEAU  DER KO N SU M EN TEN PREISE

Es bleibt daher nur die Möglichkeit, die Erwartungen, 
die sich auf Struktur und Niveau der Preise auf der 
Konsumstufe richteten, anhand der tatsächlichen W ir­
kungen zu überprüfen. Die Beschränkung auf die Kon­
sumpreise bei Aussagen über die allgemeine Preis­
entwicklung ist insofern gerechtfertigt, als letztlich die 
Preise der Nichtkonsumentenstufen in ihnen enthal­
ten sind. Die getrennte Betrachtung der Nichtkonsum- 
und der Konsumpreise erschien notwendig, um den 
Erwartungen, die auf dem Preisniveau in seiner um­
fassendsten Interpretation aufbauten, zumindest theo­
retisch gerecht zu werden. Für d iese.sind  gerade die
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Vorgänge auf den N iditkonsum entenstufen relevant. 
Die tatsächlichen W irkungen der M ehrw ertsteuer auf 
Struktur und Niveau der Preise auf der Konsumstufe 
lassen sich hinreichend nur anhand der Entwicklung 
des — nach Güter- und Leistungsgruppen gegliederten 
— Preisindex für die Lebenshaltung ableiten. Sie 
lassen sich nicht aus der Entwicklung des Einzelhan­
delspreisindex ablesen. Dieser enthält nicht die 
Dienstleistungen und wird zudem aus den Einzel­
handelsum sätzen ermittelt, die auch die zu gewerb­
lichen Zwecken gekauften W aren enthalten.

Der Preisindex für die Lebenshaltung stieg von De­
zember 1967 bis März 1968 um 1,3 Vo, ohne saison­
abhängige W aren um 1,1 Vo.®) Diese Erhöhung wurde 
zum größten Teil durch die Einführung der M ehr­
w ertsteuer hervorgerufen. Die strukturellen Verschie­
bungen innerhalb des Preisindex kom pensierten sich 
also nicht. Dies wird besonders deutlich, wenn man 
die neue Belastung ausgew ählter Güter- und Dienst­
leistungsgruppen durch die M ehrw ertsteuer mit der

Mehrwertsteuerbelaslung, kumulierte Umsatzsteuerbe­
lastung, „theoretische" Preisbewegungen aufgrund 
steuerlicher Ent- bzw. Mehrbelastung, tatsächliche 
Preisbewegungen verschiedener Güter und Leistungen.

(in "/.)

A rt der G üter 
und Leistungen

M ehrw ert­
steu e r­

belastung

k u m u lie rte ' 
Um satz­
s teu e r­

belastung

„theore­
tische"
Preis­

bew egung

ta tsäd il.
P reis­

bew egung

G esundheitspflege s. Text 4,1 +  13,5
Gas 9,09 3,3 +5,3 +  10,7
E lektrizität 9,09 3,8 +  5,3 +  8,7
Friseurle istungen 9,09 4,1 +  5,0 +  6,5
V erzehr in 
G aststä tten 9,09 5.1 +  4,0 +  5,6
Theater, Kino, 
S portveranst. 9,09 4,1 +  5,0 +  6,3
Kohle 9,09 8,0 +  1,1 +  3,2
W ohnungsm iete s. Text 3,3 +  3,2
D ienstleistg . d. 
B eherbergungs­
gew erbes 9,09 5,1 +4,0 +  2,2
nichtelektr. H aus­
haltsm aschinen 9,09 8,9 +  0,2 +  0,3
Schuhe 9,09 9,3 —0,2 +  0,3
Brot- und 
Backwaren 4,76 8,4 —3,6 +  0,2
M öbel 9,09 9,1 ±  0 ±  0
Textilien 9,09 9,3 —0,2 ±  0
Straßenfahrzeuge 9,09 10,5 —1,4 +  0,3
O berbekleidung 9,09 10,1 —1,0 ~  0,1
M ehl, N ährm ittel 
u. H ülsenfrüchte 4,76 8,4 —3,6 — 0,6
Zucker und 
Süßwaren 4,75 8.4 —3,6 — 1,1
elektr. H aushalts- 
m asdiinen 9,09 8,5 —0.6 — 1,7
Fleisch 4,76 8,4 —3,6 — 4,0

Q uellen: kum ulierte  U m satzsteuerbelastung; J.-P . P e t e r s e n  u. 
G.  S p a n a k a k i s ,  a .a .O . ,  S. 19; ta tsäd il. Preisentw icklung: 
W irtschaft u. S tatistik . H. 4, 1968, S. 250.

alten kum ulierten Bruttoum satzsteuerbelastung ver­
g leicht’), aus diesem Belastungsvergleich die Preis­
bewegungen ableitet, die sich bei vollständiger Wei-

6) W ie d ie folgenden A ngaben e rm itte lt aus: W irtsd iaft und S ta­
tis tik , H eft 4, 1968, S. 250.
7) Vgl. J.-P . P e t e r s e n  und G.  S p a n a k a k i s ,  a. a. O. ,  S. 19.
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tergabe der jeweiligen Ent- oder M ehrbelastung in 
den Preisen ergeben hätten, und diese „theoretisdien" 
Preisbewegungen den tatsächlichen Preisbewegungen 
gegenüberstellt (vgl. Tabelle).

Obwohl diese Übersicht keinen Ansprudi auf Voll­
ständigkeit erhebt und die Abgrenzungen der Güter­
und Leistungsgruppen bei der Ermittlung der kum u­
lierten Um satzsteuerbelastung nicht immer denen des 
Preisindex für die Lebenshaltung entspredien, läßt 
sich dodi folgendes feststellen:

Wesentliche Preissteigerungen sind vor allem bei 
den Dienstleistungen (Gesundheitspflege, Friseurlei­
stungen, Verzehr in Gaststätten, Theater, Kino und 
Sportveranstaltungen) und bei den Versorgungslei­
stungen (Gas, Elektrizität, Kohle) zu bemerken. Preis­
senkungen oder Preiskonstanz treten  bei Gütern auf, 
die in der Regel viele Stufen durchlaufen (elektrisdie 
Haushaltsmasdiinen, Oberbekleidung, Textilien, Mö­
bel, Nahrungsmittel). In der Richtung der Preisver­
änderungen stimmen also die tatsädilid ien  W irkungen 
mit den theoretisdi abgeleiteten überein. Hinsichtlich 
des Ausmaßes ist das jedoch nidit der Fall. Über­
einstimmungen sind Ausnahmen (Möbel). In der Regel 
sind die tatsädilichen Preiserhöhungen stärker als 
die zusätzlidien Belastungen und die Preissenkungen 
geringer als die Entlastungen. Vereinzelte Fälle, in 
denen die Preise weniger als die Belastungen stiegen 
bzw. stärker sanken als die Belastung abnahm, konn­
ten nidit verhindern, daß sich die strukturellen Preis- 
versdiiebungen insgesamt nidit kompensierten.

URSACHEN ÜBERM Ä SSIG ER  PRE ISSTE IG ERU N G EN

Die spektakulärste Preisbewegung ist bei den Dienst­
leistungen der Gesundheitspflege festzustellen. Der 
Preisanstieg um 13,5 "/o ist angesidits der Umsatzsteuer­
befreiung dieser Leistungen im alten und im neuen 
System kaum auf die Einführung der M ehrwertsteuer 
zurüdtzuführen. Allenfalls kann eine Belastungsände­
rung bei den verw andten Vorleistungen in geringem 
Ausmaß preisrelevant geworden sein. Entsdieidend 
wird vielmehr die Erhöhung der Krankenhauspflege­
sätze gewesen sein, die zum größten Teil auf erhöhte 
Lohnkosten zurüdczuführen ist. Erleichtert wurde der 
Preisanstieg durch die monopolartige Stellung der 
staatlichen Krankenhäxiser, ohne daß diese nun als 
originäre Ursadie anzusehen wäre.

Mit monopolistischen M arktverhältnissen läßt sich er­
klären, daß die Preise für Gas und Elektrizität mit 
10,7 Vo bzw. 8,7 Vo beträditlid i stärker stiegen als 
durch die Belastungserhöhung (+5,3 Vo) gerechtfertigt 
gewesen wäre. Hier haben die meist im öffentlichen 
Besitz befindlidien A nbieter die Einführung der M ehr­
wertsteuer zum Anlaß genommen, ihre Gewinne zu 
erhöhen. Böswilligerweise könnte man — besonders 
angesidits der Besitzverhältnisse — den über die 
Mehrbelastung hinausgehenden Preiserhöhungen einen 
Steuercharakter beimessen.

Im Falle der Friseurleistungen, der Dienstleistungen 
des Gaststättengewerbes sowie der Mehrzahl der -— 
hier n id it untersuchten — handw erklidien Dienstlei­
stungen ist die Diskrepanz zum Teil auf das Bestehen 
von örtlidien Monopolstellungen zurüdczuführen. 
Sdiwerwiegender ist jedodi, daß die meist kleinen 
Unternehmen in Unkenntnis der kumulierten Um­
satzsteuerbelastung oder in ängstlicher Unsicherheit 
über die W irkungsweise des neuen Steuersystems die 
Entlastung der Preise von der alten Umsatzsteuer 
nicht vollständig durchgeführt haben.

Die Preiserhöhungen für Kohle über das Ausmaß der 
Belastungserhöhung hinaus dürften auf die unvoll­
ständige Entlastung der A ltvorräte, die Nichtent­
lastung der A ltinvestitionen sowie auf die Investi­
tionssteuer auf N euinvestitionen zurückzuführen sein. 
Zum Teil spielt auch die saisonbedingte Mehrnach­
frage eine Rolle. An mangelndem W ettbewerb kann 
es angesidits der Substitutionsgüter Heizöl und Erd­
gas n id it gelegen haben.

A N S T IEG  DER W O H N U N G SM IETEN

Die Erhöhung der W ohnungsmieten um 3,2 Vo beruht 
nur zu einem sehr geringen Teil auf der Einführung 
der M ehrwertsteuer. Daß die Vermietung nach altem 
und neuem Umsatzsteuerrecht steuerfrei ist, darf nicht 
zu der Annahme verleiten, die M ietpreise enthielten 
keine Umsatzsteuer. Im „alten" Mietpreis war die 
Umsatzsteuerbelastung sämtlicher Bauleistungen über 
die Abschreibung versteckt enthalten. Der „neue" 
M ietpreis sdiließt über die Absdireibungen die auf 
dem Bauwerk ruhende offen ausgewiesene M ehr­
w ertsteuer ebenfalls ein. Ist die M ehrwertsteuerbe­
lastung des Bauwerkes höher als die kumulierte Brut­
toum satzsteuerbelastung — und das ist sie nach aller­
dings älteren Berechnungen (ca. 7 Vo) —, so kann 
diese Belastungsdifferenz über die Abschreibung als 
Bestandteil der Miete zusätzlidi in den Mietpreis 
eingehen. ®) Das Ausmaß der Preiserhöhung aufgrund 
dieser M ehrbelastung dürfte allerdings gering sein. 
Im wesentlichen ist der Anstieg der W ohnungsmieten 
auf die erneut gestiegene Zahl der „weißen Kreise" 
zurückzuführen.

W IR K U N G  VO N  U B ER G A N G SR EG ELU N G EN

W ährend im Ausnahmefall des Möbelmarktes die ab­
geleiteten Voraussetzungen für die aussdiließlidie 
W eitergabe der Belastungsdifferenz erfüllt waren, 
führte die von Discountern in ständiger Bewegung 
gehaltene Konkurrenzsituation bei den elektrisdien 
Haushaltsm asdiinen sogar dazu, daß die Einführung 
der M ehrwertsteuer zum Anlaß eines Preiskampfes 
genommen wurde. Dieser führte zu Preissenkungen, 
die über die Entlastung hinausgingen. Die geringfügi-

8) Vgl. h ierzu audi G. R a  u und E. D ü r r w  ä c h t e r , a. a. O., 
S. 93.
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gen Preissteigerungen über die M ehrbelastung hin­
aus, die bei den nichtelektrischen Haushaltsm asdiinen 
auftraten, sind in den preiserhöhend w irkenden Über­
gangsregelungen begründet. An W ettbewerbsintensi­
tä t hat es wie im Falle der M ärkte für Textilien, Ober­
bekleidung und Straßenfahrzeuge nidit gemangelt. Auf 
den Textilmärkten setzen die Kaufhäuser und Groß­
versender mit ihrer großen M arktm adit audi auf der 
Beschaffungsseite die preispolitischen Orientierungs­
punkte. Auf dem bundesdeutschen Automobilmarkt 
verhindert das Auslandsangebot ein kartellähnlidies 
V erhalten der inländisdien Oligopolisten. Daß bei 
theoretisch abnehmender Belastung die Preise trotz­
dem konstant blieben, nur geringfügig zurückgingen 
oder gar stiegen, lag w ahrsdieinlidi ebenfalls an der 
N iditentlastung der Altinvestitionen, der mangelhaf­
ten Entlastung der A ltvorräte und der Investitions­
steuer. Die Übergangsregelungen dürften gerade in 
diesen Bereichen preisrelevant gewesen sein.

PR EISEN TW IC K LU N G  BEI N AH RU NG SM ITTELN

Die Beurteilung der Preisbewegungen im N ahrungs­
mittelbereich w ird w esentlidi durdi das in dieser 
Brandie vorherrschende Sortimentsdenken erschwert. 
Dies äußert sich darin, daß sidi die m ehrw ertsteuer­
bedingten Preiswirkungen nicht linear bei den je ­
weiligen A rtikeln ausdrücken, sondern pointiert und 
konzentriert bei einem oder wenigen Artikeln. Inso­
fern ist die Betraditung der Preisentwicklung ein­
zelner Güter oder G ütergruppen nidit allzu aussage­
kräftig. Allgemein kann jedoch festgestellt werden, 
daß sich die M inderbelastung, die sidi in diesem Be­
reich ergeben hat, trotz scharfen W ettbewerbs der 
V ertikalketten nicht vollständig in Preissenkungen 
niedergesdilagen hat. Die Gründe dafür sind einmal 
darin zu suchen, daß die V ertikalketten zwar die 
M arkenartikel entlastet und im Preis gesenkt haben, 
nicht jedoch die anonymen W aren, zum anderen 
darin, daß die keinen V ertikalketten angeschlossenen 
Klein- und Kleinstunternehmen mit örtlichem Mono­
pol aus Unkenntnis der kum ulierten Bruttoumsatz­
steuerbelastung oder aus Vorsidit nur unzureidiende 
Entlastungen vorgenommen haben.

N ICH T ERFÜLLTE VO RA U SSETZU N G EN

Der V ergleidi der theoretisdi abgeleiteten W irkungen 
m it den tatsädilidien Daten ergibt — trotz aller Vor­
behalte, die man hinsiditlidi der Aussagefähigkeit 
der Daten äußern kann —, daß sidi die theoretisdi 
ableitbare Kompensation der Preisstrukturverschie­
bungen bei Konstanz des (Konsum-) Preisniveaus in 
der Realität nidit eingestellt hat. Die V oraussetzun­
gen dafür w aren nidit vollständig erfüllt, und die 
A usgestaltung der Übergangsregelungen erfolgte nicht 
preisneutral. Die erste Voraussetzung — Kenntnis

der kum ulierten Bruttoum satzsteuerbelastung — dürfte 
aufgrund der Eile, in der der Systemwechsel erfolgte, 
nidit erfüllt w orden sein. Obwohl die Kamm&rn und 
Verbände sehr viel Aufklärungsarbeit geleistet haben, 
reidite die Zeitspanne von kaum einem Jah r — von 
der ersten dezidierten Äußerung des Finanzministers 
bis zum Inkrafttreten des Gesetzes — nid it aus, um 
besonders die Vielzahl der kleinen und mittleren 
Unternehmen genügend mit Information zu versorgen. 
Die zweite Voraussetzung — gem äßigter Konjunktur­
verlauf — w ar mit dem Systemwechsel „ausgangs 
der Talsohle" hinreidiend erfüllt. Die Niditerfüllung 
der dritten Voraussetzung — intensiyer W ettbewerb 
— m adite sich vor allem auf den M ärkten bem erk­
bar, auf denen die öffentliche Hand die entscheidende 
Anbieterrolle spielt. A ber nidit nur die Konkurrenz­
verhältnisse auf der Angebots- bzw. „Marktmitseite" 
w aren teilw eise nicht geeignet, die W eitergabe der 
Belastungsunterschiede in  den Preisen zu erzwingen, 
auch das Verhältnis von Angebots- zu Nadifrage- 
bzw. „M arktgegenseite" w ar dazu n id it angetan. Dazu 
w ar die Information, die V ertrautheit der Konsumen­
ten mit dem neuen System noch zu gering.

Z U K Ü N FT IG E  W IR KU N G EN

Die V oraussetzungen für eine Kompensation der Preis­
erhöhungen durch Preissenkungen dürften auch zu­
künftig nicht vollständig erfüllt sein. Die zunehmende 
V ertrautheit mit dem neuen System kann zwar be­
wirken, daß die unzureidienden Entlastungen, die 
allein aufgrund mangelnder Keimtnis des neuen 
Systems und der alten Belastung erfolgten und auch 
durdigesetzt werden konnten, w eitgehend komplet­
tiert werden. Die zweite Voraussetzung einer ge­
dämpften K onjunktur ist jedodi von Tag zu Tag 
weniger erfüllt, seitdem das Konjunkturbelebungspro­
gramm .des W irtsdiaftsm inisters gezündet hat. Mit 
einer Steigerung der W ettbew erbsintensität — be­
sonders auf den M ärkten für Gesundheits- und Ver­
sorgungsleistungen — ist kurzfristig nicht zu redinen. 
Die dritte Voraussetzung dürfte daher auch in Zukunft 
zu einem w esentlidien Teil nicht erfüllt sein.

Berücksichtigt man außerdem nodi, daß sidi die preis­
relevanten W irkungen der Übergangsregelungen für 
die A ltinvestitionen und A ltvorräte zwar relativ  schnell 
verlieren, die der Investitionssteuer jedodi nodi redit 
lange — mindestens bis 1972 — zeigen werden, so 
bleibt nur die Folgerung, daß sich die neue Preis­
struktur bei gestiegenem Preisniveau w eitgehend ver­
festigen wird. Letzteres wird sidi überdies aufgrund 
der Steuersatzerhöhung auf 11 Vo bzw. 5,5 “/o ab 1. Juli 
1968 weiterhin erhöhen. A ngesidits der konjunkturel­
len Aufschwungsphase, in der sidi die Wirtschaft 
der Bundesrepublik inzwisdien w ieder befindet, ist 
sogar zu erwarten, daß die Preiserhöhungen über die 
Belastungserhöhungen hinausgehen werden.
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